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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Zwar ist die Offenlegung der Interessenbindungen im Parlamentsgesetz geregelt, die
Umsetzung genüge aber nicht. Diese Meinung vertrat die Grüne Fraktion in einem
Postulat, mit dem sie das Büro-NR beauftragte, eine Analyse durchzuführen, mit der
gezeigt werden soll, ob auf der Liste und bei der Behandlung einzelner Geschäfte stets
alle relevanten Interessenbindungen auch tatsächlich offengelegt werden. Das Büro
unterstützte dieses Anliegen. Es werde mögliche Änderungen gegebenenfalls auch in
seine Sammelinitiative zu verschiedenen Änderungen des Parlamentsrechts aufnehmen.
Es müsse eine umfassende Diskussion zum Thema Transparenz in der Einflussnahme auf
die Parlamentsarbeit geführt werden. 
Die Grüne Fraktion hatte in ihrem Postulat zusätzlich gefordert, zu prüfen, ob alle
Berufe und Arbeitgeber, aber auch der Hinweis, dass aus Gründen des
Berufsgeheimnisses keine Angaben gemacht würden, auf der Liste der
Interessenbindungen vermerkt werden sollen. Nachdem das Büro aber nur die
unverbindliche Prüfung annehmen wollte, zogen die Grünen diese Punkte ihres
Postulats zurück. Im Nationalrat wurde das derart gestutzte Postulat ohne Diskussion
angenommen. 1

POSTULAT
DATUM: 16.12.2016
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Souhaitant plus de clarté quant à l’efficacité des contributions versées au FMI, le
groupe des Verts a déposé un postulat au Conseil national. Les écologistes souhaitent
notamment que soit comparée l’évolution économique et sociale des pays ayant
sollicité l’aide du FMI par rapport à d’autres pays l’ayant refusée. Le postulat a été
adopté par le Conseil national. 2

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
EMILIA PASQUIER

Landesverteidigung

Militärorganisation

Le Conseil national a adopté un postulat du Groupe des Verts, qui demandait au Conseil
fédéral de veiller à ce que l’armée renonce à toute aide à la diffusion du « Guide des
recrues ». Cette publication, éditée à titre privé, a notamment suscité l’intervention de
la conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey, pour son caractère misogyne. Le Conseil
fédéral, qui avait décidé d’un droit de regard sur le contenu de la brochure fin 2004 et
avait chargé le DDPS d’apporter des corrections d’ordre rédactionnel en cas de
contenu incorrect, sexiste ou discriminatoire, a été interpellé à nouveau par le
conseiller national Lang (pe, ZG) (question 05.5096) suite à la parution d’un nouveau
numéro en 2005, qui témoignait de peu de changements par rapport aux précédents. 3

POSTULAT
DATUM: 07.10.2005
ELIE BURGOS

Infrastruktur und Lebensraum
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Energie

Energiepolitik

La chambre basse a transmis, par 131 voix contre 59, au Conseil fédéral un postulat du
groupe des Verts lui donnant mandat d’examiner l’opportunité de coordonner les
diverses contributions financières en faveur de l’assainissement des bâtiments au sein
d’un seul organe, en l’occurrence l’OFEN. Selon les postulants, un effort de
coordination permettrait de gagner en efficacité et d’éviter des redondances. 4

POSTULAT
DATUM: 09.03.2009
NICOLAS FREYMOND

Kernenergie

Lors de la session d’été, le Conseil national a adopté un postulat du groupe PDC-PEV-
PVL demandant au Conseil fédéral d’établir un rapport au sujet de la sécurité des
centrales nucléaires suisses suite à la catastrophe survenue au Japon. 5

POSTULAT
DATUM: 08.06.2011
LAURENT BERNHARD

Um den Schutz der Bevölkerung vor radioaktiven Gefahren aufrechtzuerhalten und die
verursachergerechte Finanzierung der Stilllegungs- und Entsorgungskosten der AKWs
zu sichern, forderte die Grüne Fraktion mittels der Einreichung eines Postulats einen
Bericht, der aufzeigt, ob und wie die rechtlichen Grundlagen zur Erreichung dieser
Ziele in Anbetracht des mittelfristig beschlossenen Atomausstiegs angepasst werden
müssten. Sowohl der Bundesrat als auch eine Mehrheit des Nationalrates (mit 119 zu 60
Stimmen) erkannten jedoch keine Notwendigkeit eines solchen Berichts und lehnten
das Postulat in der Sondersession im Mai 2019 ab. 6

POSTULAT
DATUM: 08.05.2019
MARCO ACKERMANN

Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Die Grüne Fraktion hatte im Juni 2013 ein Postulat eingereicht, welches den Bundesrat
auffordert, die Unterstützung eines regionalen Pilotprojektes zum E-Ticketing im
öffentlichen Verkehr zu prüfen. Ein "be in, be out"-System könne helfen, die Kosten im
öffentlichen Verkehr zu senken und ermögliche den Kunden zudem eine angenehmere
Nutzung. In seiner Stellungnahme gab der Bundesrat zu, dass die automatische
Abrechnung gefahrener Strecken ("be in, be out"-System) der logische nächste Schritt
nach der Einführung einer ÖV-Karte mit RFID-Chip wäre. Allerdings müssten dazu
sämtliche Leistungserbringer ihre Fahrzeuge gleichzeitig aufrüsten, und diese
Voraussetzung sei nicht gegeben. Die Einführung eines "be in, be out"-Systems sei
ausserdem mit grossen technischen und finanziellen Unsicherheiten behaftet. Die ÖV-
Branche beschäftige sich mit Abklärungen zu einem entsprechenden Pilotprojekt und
der Bund sei bereit, dieses gegebenenfalls zu unterstützen. Der Nationalrat lehnte das
Postulat im März 2015 mit 119 zu 72 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab. 7

POSTULAT
DATUM: 12.03.2015
NIKLAUS BIERI

Strassenverkehr

Ein Postulat der Grünliberalen Fraktion verlangte vom Bundesrat, die Auswirkungen von
Fahrassistenzsystemen auf die Verkehrssicherheit zu prüfen. Der Bund solle
wissenschaftlich erheben, welche Fahrassistenzsysteme in welcher Art zu mehr
Verkehrssicherheit führen könnten und welche Ressourcen und gesetzlichen
Anpassungen allenfalls notwendig seien, um die Verkehrssicherheit dank
Fahrassistenzsystemen optimal zu erhöhen. Im Plenum wurde keine Kritik vorgebracht,
Nationalrat Burkart (fdp, AG), der das Postulat bekämpft hatte, war nicht im Saal.
Bundesrätin Sommaruga zeigte sich bereit, ein entsprechendes Forschungsprojekt
aufzunehmen, und bat den Rat um Annahme des Postulats. Die geschlossene Ablehnung
durch die Fraktionen von SVP und FDP sowie einer grossen Mehrheit der CVP-Fraktion
führte jedoch zur Ablehnung des Postulats mit 119 zu 69 Stimmen (keine Enthaltungen). 8

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI
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Mit ihrem Postulat «Mobilität 4.0 für mehr Mobilität» wollte die Fraktion der
Grünliberalen Partei den Bundesrat beauftragen, in einem Bericht die Entwicklung der
sogenannten «Mobilität 4.0» mit den grossen Investitionen in die Strasseninfrastruktur
zu vergleichen. Unter Mobilität 4.0 versteht die Fraktion einerseits den systematischen
Einsatz von Informationstechnologien zur Optimierung der Nutzung von Infrastruktur,
andererseits aber auch die vernetzte Mobilität (Carsharing, Fahrgemeinschaften). Die
Fraktion führte aus, diese neuen Ansätze müssten geprüft werden, bevor langwierige
und teure Investitionen wie etwa der Dreispurausbau der Nationalstrasse zwischen
Genf und Lausanne in Angriff genommen würden. Der Bundesrat beantragte im Februar
2018 die Annahme des Postulats. Das Geschäft wurde im Nationalrat im März wie auch
im September 2018 bekämpft und verschoben. Im März 2019 debattierte schliesslich
der Nationalrat darüber. Während für die GLP-Fraktion Nationalrätin Chevalley (glp, VD)
das Anliegen empfahl, begründete der Genfer Nationalrat Nidegger (svp, GE), weshalb
das Postulat bislang bekämpft worden war. Er bezeichnete den Ausbau der
Nationalstrasse zwischen Genf und Lausanne als dringende Notwendigkeit, alles andere
sei einfach nicht seriös, sei Verzögerungstaktik und «Science-Fiction». Bundesrätin
Sommaruga hielt fest, dass es nicht darum gehe, entweder die Infrastruktur auszubauen
oder digitale Mittel einzusetzen. Vielmehr empfehle sich, beides zu tun. Sie sehe nicht,
was man gegen die Mittel der Mobilität 4.0 haben könne, sprach Sommaruga die
ablehnenden Ratsmitglieder an. Diese behielten in der Abstimmung aber deutlich die
Oberhand: Mit 115 zu 71 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) wurde das Postulat abgelehnt. 9

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

Umweltschutz

Klimapolitik

La chambre basse a rejeté, par 98 voix contre 60, un postulat du groupe des Verts
confiant au Conseil fédéral la tâche d’étudier la possibilité d’étendre la taxe sur le CO2
aux émissions grises, c’est-à-dire aux émissions liées à la production et au transport de
biens provenant de l’étranger et consommés en Suisse. Les députés n’ont pas non plus
souhaité que la Confédération cesse de prélever le centime climatique sur les
carburants, rejetant par 119 voix contre 70 une motion du groupe UDC en ce sens. 10

POSTULAT
DATUM: 08.09.2009
NICOLAS FREYMOND

Abfälle

Im Dezember überwies der Nationalrat ein Postulat der Grünen Fraktion, welches eine
Evaluation von bestehenden und möglichen Massnahmen zur Optimierung der Lebens-
und Nutzungsdauer von Produkten fordert. Ausgangslage für das Anliegen war eine
Stellungnahme des Bundesrates zu einem anderen Postulat der Fraktion, in welchem
die Grünen ein verstärktes Vorgehen gegen die geplante Obsoleszenz verlangten. In
betreffendem Geschäft erklärte der Bundesrat Massnahmen, welche auf Produkte
ausgerichtet seien, deren Lebensdauer aus Gründen der Konsumförderung vom
Produzenten absichtlich verringert wurde, als nicht zielführend und zu eng gefasst.
Gleichzeitig empfahl er eine Analyse über Effizienz, Wirksamkeit und Potenzial
verschiedenster Massnahmen zur Optimierung der Lebenszeit von Produkten, was die
Grüne Fraktion dann mit ihrem neuen Postulat auch verlangte. 11

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
MARLÈNE GERBER

Im November legte der Bundesrat einen Bericht vor, der Effizienz, Wirksamkeit und
Potenzial bestehender und denkbarer Massnahmen zur Optimierung der Lebens- und
Nutzungsdauer von Produkten eruiert. Darin kommt die Regierung zum Schluss, dass
die relative Obsoleszenz, d.h. der durch die Konsumentinnen und Konsumenten
getroffene Entscheid zur Beendigung der Nutzung, den grösseren Einfluss auf die
Lebensdauer eines Produktes habe als die sogenannte absolute Obsoleszenz, die sich
auf die technisch mögliche Nutzung stützt. Der Bundesrat betonte jedoch auch, dass
der Entscheid eines Konsumenten zur Ersetzung eines Produktes vor dem technischen
Ende seiner Laufzeit aus ökologischen Gründen durchaus sinnvoll sein könne, wenn das
neue Produkt die Umwelt weniger belaste. Ferner erachtete es der Bundesrat nicht als
seine Aufgabe, in die Produkteentwicklung einzugreifen. Vielmehr müssten bessere
Rahmenbedingungen geschaffen werden. Dabei würden viele Massnahmen bereits
umgesetzt, so etwa im Bereich der Reparatur- und Garantieleistungen. Zusätzliche
Massnahmen wie beispielsweise die Stärkung der Ausbildung in Ökodesign oder die
Förderung ressourcenschonender Lebensstile seien im Dialog mit den betroffenen
Akteurskreisen zu prüfen. Der Bericht erfüllt ein im Jahr 2012 überwiesenes Postulat
der Grünen Fraktion. 12

POSTULAT
DATUM: 28.11.2014
MARLÈNE GERBER
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Die grosse Kammer nahm ein Postulat der grünen Fraktion an, welches vom Bundesrat
einen Bericht über zukünftige Massnahmen zur Vorbeugung und Bekämpfung von
Pandemien in der Schweiz fordert. Als Grundlage sollen dabei die Erfahrungen mit der
Schweinegrippe dienen. Der Bericht soll insbesondere die Akzeptanz, Wirksamkeit,
Effizienz, Kosten und Verhältnismässigkeit der getroffenen Massnahmen überprüfen. 13

POSTULAT
DATUM: 19.03.2010
LUZIUS MEYER

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

In der Herbstsession überwies der Nationalrat mit 105 zu 78 Stimmen ein Postulat der
Grünen Fraktion, mit welchem der Bundesrat beauftragt wurde, die Auswirkungen des
Konjunkturprogramms aus Gender-Sicht zu untersuchen. In einem entsprechenden
Bericht soll er unter anderem aufzeigen, wie sich die Stabilisierungsmassnahmen zur
Stützung der Konjunktur in den Bereichen Erhalt und Schaffung von Arbeitsplätzen,
Entlassungen, Kurzarbeit, Umsetzung und Wirkung von Weiterbildungsmassnahmen auf
Frauen und Männer auswirken. 14

POSTULAT
DATUM: 15.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Ein im Frühjahr 2018 von der Grünen-Fraktion eingereichtes Postulat, mit dem ein
Bericht zur Rechtsgleichheit für religiöse Gemeinschaften in der Schweiz verlangt
worden war, wurde in der Sommersession 2020 unbehandelt abgeschrieben. Im
Bericht hätte aufgezeigt werden sollen, wie der Aspekt der Nichtdiskriminierung
Rechtsgleichheit herstellen könne und mit welchen Strategien der multireligiösen
Realität der Schweiz sowohl rechtlich als auch in einer Staat-Gemeinschaft-
Kooperation Rechnung getragen werden könne.
Der Bundesrat hatte in seiner Stellungnahme vom August 2018 mit Verweis auf Art. 72
Abs. 1 BV den Vorstoss zur Ablehnung beantragt. Der erwähnte Absatz besagt, dass die
Regelung des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat in den Zuständigkeitsbereich der
Kantone fällt. Die einzelnen Kantone hätten diesbezüglich unterschiedliche Regelungen
und Anerkennungsvoraussetzungen. Ein verfassungsrechtlicher Anspruch auf eine
staatliche Anerkennung werde zwar allgemein abgelehnt, aber jene Kantone, die
konkrete Anerkennungskriterien definiert hätten, müssten diese auch rechtsgleich
anwenden. 15

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
MELIKE GÖKCE

Sprachen

Gegen den Widerstand des Zürcher SD-Vertreters Steffen stimmte der Nationalrat
einem Postulat seiner Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur zu, welches den
Bundesrat ersucht, dem Parlament innert nützlicher Frist die Europäische Charta der
Regional- und Minderheitensprachen zur Ratifikation zu unterbreiten. Die Schweiz,
welche das Abkommen im Oktober in Wien unterzeichnete, erfüllt, ja übertrifft die von
der Charta minimal geforderten Schutz- und Förderungsbestimmungen bereits heute. 

In einer Vernehmlassung sondierte der Bundesrat die Haltung der Kantone in dieser
Frage. 16

POSTULAT
DATUM: 30.11.1993
MARIANNE BENTELI

1) Po. 16.3276; AZ, 19.12.16
2) Po. 12.4016: BO CN, 2013, p. 511.
3) BO CN, 2005, p. 1509; BO CN, 2005, p. 631
4) BO CN, 2009, p. 228.
5) BO CN, 2011, p. 994.
6) AB NR, 2019, S. 723 f.
7) AB NR, 2015, S. 334f.
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8) AB NR, 2019, S. 46
9) AB NR, 2019, S. 46 f.
10) BO CN, 2009, p. 220 (motion UDC 08.3352) et 1368 s. (Verts).
11) Po. 12.3777: AB NR, 2012, S. 2254; vgl. auch Po. 12.3447 zum abgelehnten Postulat mit der Forderung zur Bekämpfung der
geplanten Obsoleszenz.
12) Bericht BR vom 28.11.14; Medienmitteilung BR, UVEK, BAFU vom 28.11.14
13) AB NR, 2010, S. 554
14)  AB NR, 2009, S. 1547. Vgl. SPJ 2008, S. 232..
15) Po. 18.3414
16) AB NR, 1993, S. 1971; AB NR, 1993, S. 2117 f.; NZZ, 10.9.93; BüZ, 6.12.93.
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